
V E R W A L T U N G S G E R I C H T S H O F 
BADEN-WÜRTTEMBERG 

B e s c h l u s s 

In der Verwal tungsrechtssache 

Peter Ohnemus, 
Buckstraße 35, 77972 Mahlberg-Orschweier 

- Antragstel ler -
prozessbevollmächtigt: 
Rechtsanwalt Dr. Andreas Zschoch , 
Auwaldstraße 18, 79100 Freiburg 

gegen 

Land Baden-Württemberg, 
vertreten durch das Landratsamt Ortenaukreis, 
Badstraße 20, 77652 Offenburg, A z : 211/We/106.11 

- Antragsgegner -

beigeladen: 

German Pel lets G m b H , 
Alter Holzhafen 17 b, 23966 Wismar 

- Beschwerdeführerin -

prozessbevollmächtigt: 

Rechtsanwälte Dohle u. Kol l . , 
Wilhelmstraße 17 a, 79098 Freiburg, A z : 04009-10/S/as 
wegen Erweiterung der Brennstoff arten eines Heizwerkes 
hier: vorläufiger Rechtsschutz 

hat der 10. Senat des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg durch den 
Vors i tzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Lernhart, die Richterin am 
Verwaltungsgerichtshof Dr. Dürig und den Richter am Verwaltungsgerichtshof 
Paur 
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-

am 9. Juni 2011 

besch lossen: f 

Nach Erledigung des Rechtsstreits in der Hauptsache wird das Verfahren e in­
gestellt. 

Der Besch luss des Verwaltungsgerichts Freiburg vom 2. November 2010 - 2 K 
138/10 - ist mit Ausnahme der Streitwertfestsetzung unwirksam. 

Der Antragsgegner und die Beigeladene tragen die Kosten des Verfahrens 
beider Rechtszüge je zur Hälfte. 

Der Streitwert für das Beschwerdeverfahren wird auf 7.500,-- E U R festge­
setzt. 

Gründe 

Nachdem die Hauptbeteil igten - der Antragstel ler und der Antragsgegner -

den Rechtsstreit in der Hauptsache übereinstimmend für erledigt erklärt ha­

ben und eine Zust immungserklärung der Beigeladenen nicht erforderlich ist 

(h.M., vgl. nur Eyermann/Schmidt , V w G O , 13. Auf l . , § 161 RdNr. 6 m.w.N.), 

ist das Verfahren in entsprechender Anwendung des § 125 Abs . 1 Satz 1 

i.V.m. § 92 Abs . 3 Satz 1 V w G O einzustel len und der Besch luss des Verwal ­

tungsgerichts im ersten Rechtszug mit Ausnahme der Streitwertfestsetzung 

zur Klarstel lung für unwirksam zu erklären. Über die Kosten des Verfahrens 

ist gemäß § 161 A b s . 2 V w G O nach bil l igem Ermessen unter Berücksichti­

gung des bisherigen S a c h - und Streitstands zu entscheiden. Diese Entsche i ­

dung ergeht durch den Senat in seiner Besetzung gemäß § 9 A b s . 3 V w G O , 

nachdem der Senat mit Besch luss vom 23.12.2010 - 10 S 2784/10 - in der 

Sache bereits eine Zwischenentscheidung - über den Antrag der Be ige lade­

nen auf einstweil ige Aussetzung der Vol lz iehung des Besch lusses des Ver ­

waltungsgerichts Freiburg - getroffen hat (zu d ieser Zuständigkeitsfrage vgl . 

Senatsbesch luss vom 26.05.2011 - 10 S 876/11 -). 

In der Regel entspricht es bill igem Ermessen , demjenigen die Kosten aufzu­

er legen, der im Verfahren voraussicht l ich unterlegen wäre (Rechtsgedanke 

des § 154 Abs . 1 V w G O ) . Im Einklang mit d iesem grundsätzl ichen Ausgangs ­

punkt ist nach ständiger verwaltungsgericht l icher Prax is al lerdings vorrangig 



zu berücksichtigen, ob ein Beteil igter ein er ledigendes Ereignis herbeigeführt 

und ob er sich damit g le ichsam in die Rolle des Unterlegenen begeben hat. 

Hiernach erscheint die hälftige Kosterftragung durch den Antragsgegner und 

die Beige ladene angemessen . 

Mit dem unter Anordnung der sofortigen Vol lz iehung erfolgten Er lass des Be­

scheids vom 11.03.2011, durch welchen die vom Antragstel ler angefochtene, 

der Beigeladenen erteilte immissionsschutzrecht l iche Änderungsgenehmigung 

vom 24.07.2009 und 09.09.2009 modifiziert worden ist, hat der Antragsgegner 

den Antragstel ler im vorl iegenden Verfahren des einstweil igen Rechtsschut­

zes der Sache nach klaglos gestellt. Es trifft zwar zu , wie von der Beigelade­

nen geltend gemacht, dass dieser Bescheid vom 11.03.2011 nicht bestands­

kräftig ist, sondern von der Beigeladenen - nach ihrem Vortrag fristwahrend -

mit Widerspruch angefochten wurde. Dies bedeutet aber nur, dass im Haupt­

sacheverfahren bis auf Wei teres insoweit noch nicht von einer Er ledigungs­

wirkung durch den modif izierenden Besche id ausgegangen werden kann. 

Hingegen ist im vorl iegenden Eilverfahren eine Erledigungswirkung des Be­

scheids vom 11.03.2011 anzunehmen. Denn das Bedürfnis nach Eilrecht­

schutz des Antragstel lers ist damit entfallen. Im Verfahren des einstweil igen 

Rechtsschutzes hängt das (Fort-) Bestehen eines Rechtsschutz interesses 

nicht nur von der fortdauernden Wirksamkeit des in der Hauptsache ange­

fochtenen Verwaltungsakts ab, sondern zusätzlich auch davon, dass der an­

gefochtene Verwaltungsakt für die nähere Zukunft belastende Wirkung entfal­

tet. Daran fehlt es insbesondere, wenn die Behörde den Vol lzug des Verwal ­

tungsakts aussetzt bzw. eine sofort vol lziehbare, den angefochtenen Verwal ­

tungsakt modif izierende Regelung trifft, die d iesem zumindest für die nähere 

Zukunft die Belastungswirkung nimmt. So liegt es hier. 

Der Antragsgegner hat d iese Wirkung des modif izierenden Bescheids vom 

11.03.2011 in den Gründen ausdrücklich dahingehend klargestellt, dass der 

Betrieb des Heizwerks bis zum Vorl iegen einer bestandskräft igen Änderungs­

genehmigung für die Nachrüstung mit einem neuen Fil tersystem auf der 

Grundlage der immissionsschutzrecht l ichen Genehmigung vom 22.12.2006 

(ergänzt durch die Anzeigebestät igung vom 30.10.2007) zu erfolgen hat, und 



dass bis zu d iesem Zeitpunkt ausschließlich naturbelassene Hölzer eingesetzt 

werden dürfen. Damit hat der Antragsgegner die angefochtene Änderungsge­

nehmigung der Sache nach - offenkundig mit Blick auf die Gründe des vom 

Antragsgegner nicht angefochtenen Besch lusses des Verwaltungsgerichts 

vom 02.11.2010 - suspendiert. Damit ist aber das Rechtsschutz interesse des 

Antragstel lers für eine Weiterführung des gerichtlichen Verfahrens des einst­

wei l igen, auf die Aussetzung des Sofortvol lzugs des angefochtenen Be­

scheids gerichteten Rechtsschutzes entfallen. Daraus hat der Antragstel ler 

mit seiner Erledigungserklärung noch hinreichend zeitnah die gebotene pro-

zessua le Konsequenz gezogen, um eine Ablehnung des Antrags nach § 80 

Abs . 5 V w G O mangels fortbestehenden Rechtsschutz in teresses zu vermei­

den. 

Der Antragstel ler kann insoweit auch nicht darauf verwiesen werden, er habe 

statt der Erledigungserklärung die - zeitl ich und inhaltlich Ungewisse - Be­

scheidung des von der Beigeladenen gestellten weiteren Änderungsgenehmi-

gungsantrags abwarten und diese dann in das vorl iegende Verfahren integrie­

ren können. Er durfte sein prozessuales Handeln vielmehr am Streitgegen­

stand des vorl iegenden Verfahrens orientieren und musste d ieses nicht bis zu 

einer etwaigen zukünft igen Veränderung des Anfechtungsgegenstandes hin­

aussch ieben, zumal sich die prozessrecht l iche Zulässigkeit der Einbeziehung 

einer neuen Änderungsgenehmigung keineswegs von selbst versteht. Es wäre 

jedenfal ls kaum prozessökonomisch - und schwerl ich mit der Ratio des § 146 

Abs . 4 Satz 6 V w G O vereinbar - das laufende Änderungsgenehmigungsver­

fahren bzw. dessen noch Ungewisses Ergebnis in d ieses Beschwerdever fah­

ren hineinzutragen und damit zum einen die Entscheidung im Beschwerdever­

fahren h inauszuschieben sowie zum anderen die Durchführung des Ände­

rungsgenehmigungsverfahrens unter den unangemessenen Druck des vorl ie­

genden Ei lverfahrens zu setzen. Nach al lem kann das prozessuale Handeln 

des Antragstel lers nicht etwa als Flucht in die Erledigungserklärung bzw. als 

verdeckte Antragsrücknahme gewertet und bei der Kostenentscheidung zu 

seinen Lasten berücksichtigt werden. 



Die vorstehenden Erwägungen sprechen zunächst dafür, dem Antragsgegner 

als dem Beteil igten, der mit seinem dem Besch luss des Verwaltungsgerichts 

Rechnung tragenden Bescheid vom 11.03.2011 das erledigende Ereignis ge­

setzt hat, jedenfal ls einen Teil der Kosten des Verfahrens aufzuer legen. Des 

weiteren ist aber auch die Beigeladene als Begünstigte der angefochtenen 

Änderungsgenehmigung vom 24.07.2009 und 09.09.2009 nach bill igem Er­

messen hälftig an der Kostentragung zu beteil igen. Sie hat den Bescheid des 

Antragsgegners vom 11.03.2011 nach ihrem schriftsätzlichen Vorbr ingen nur 

fristwahrend mit Widerspruch angefochten und behält sich einen Antrag nach 

§ 80 Abs . 5 V w G O lediglich für den Fall vor, dass ihr Antrag auf Erteilung e i ­

ner Änderungsgenehmigung mit einer geänderten Fil teranlage scheitern sol l ­

te. Daraus folgt, dass auch die Beigeladene bis auf Weiteres den Sofortvoll­

zug des Besche ids vom 11.03.2011 und die damit einhergehende Suspend ie­

rung der Änderungsgenehmigung vom 24.07.2009 und 09.09.2009 hinnimmt. 

Hierdurch hat auch die Beigeladene zum Ausdruck gebracht, dass sie sich 

vorerst damit abfindet, den Betrieb nur auf der Grundlage der früheren G e ­

nehmigung vom 22.12.2010 weiterführen und dabei nur naturbelassene Höl­

zer e insetzen zu können. 

Insgesamt haben sich damit sowohl der Antragsgegner als auch die Beige la­

dene der Sache nach durch den neuen Bescheid vom 11.03.2011 bzw. (sei­

tens der Beigeladenen) dessen vorläufige Akzept ierung in Ansehung des für 

das Verfahren nach § 80 Abs . 5 V w G O konstitutiven Bedürfnisses gerade 

nach eil igem Rechtsschutz in die Rol le der Unter legenen begeben. Schon 

dies rechtfertigt hier die je hälftige Kostenbelastung des Antragsgegners und 

der Beige ladenen. Eine zu Lasten des Antragstel lers abweichende Kosten­

entscheidung könnte allenfalls dann in Betracht gezogen werden, wenn die 

Beschwerde der Beigeladenen mit hoher Wahrscheinl ichkei t Auss icht auf Er­

folg gehabt hätte und die Erledigungserklärung des Antragstel lers deshalb 

letztlich doch als Versuch zu werten wäre, einem sonst drohenden Pro­

zessver lust zu entgehen. Davon kann jedoch keine Rede sein. Bei der im 

Rahmen dieser Kostenentscheidung nur möglichen und gebotenen überschlä­

gigen Einschätzung der Erfo lgsaussichten der Beschwerde ist der Senat, wie 

schon im Besch luss vom 22.12.2010 (a.a.O.), zu der Einschätzung gelangt, 



dass der rechtl iche Ansa tz des Verwaltungsgerichts, die st ichprobenart ige, 

auf 10 % des im Heizwerk eingesetzten Al tholzes beschränkte Input-Kontrolle 

genüge nicht den zu stel lenden Anforderungen an die Sicherstel lung der E in ­

haltung der Immissionsgrenzwerte der TA-Luft, nicht von der Hand zu weisen 

ist. D iesen Ansa tz sieht der Senat auch durch das Beschwerdevorbr ingen 

nicht durchgreifend erschüttert. Es führt kein W e g daran vorbei, dass eine 

so lche sporadische Input-Kontrolle, die nicht durch eine ausre ichende und 

kontroll ierbare Filtereinrichtung zur Output-Begrenzung begleitet wird, den zu 

stel lenden immissionsschutzrecht l ichen Anforderungen schwerl ich gerecht 

wird. Jedenfa l ls spricht einiges für die vom Verwaltungsgericht bei Annahme 

offener Erfo lgsaussichten des Hauptsacherechtsbehel fs im Ergebnis zuguns­

ten des Antragstel lers vorgenommene Interessenabwägung im engeren S inne 

(S. 32 f. des angefochtenen Besch lusses) . Selbst wenn aber die Erfo lgsaus­

sicht der Beschwerde als offen betrachtet würde, bliebe es beim obigen Er­

gebnis, dass nach dem gesamten Verfahrensgang die je hälftige Kostentra­

gung durch den Antragsgegner und die Beige ladene bill igem Ermessen ent­

spricht. 

Die Streitwertfestsetzung beruht auf § 47 Abs . 1, § 53 Abs . 3 Nr. 2 und § 52 

Abs . 1 G K G i.V.m. den Empfehlungen in Nrn. 1.5 und 19.2, 2.2.2 des Streit­

wertkatalogs 2004 (VBIBW 2004, 467). 

Der Besch luss ist unanfechtbar. 

Lernhart Dr. Dürig Paur 

v&achäSsstelte d< 


